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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

 Pensionsanpassung 2022 
 § 759. (1) Abweichend von § 108h Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 1a bis 2a ist 

die Pensionserhöhung für das bzw. im Kalenderjahr 2022 nicht mit dem 
Anpassungsfaktor, sondern wie folgt vorzunehmen: Das 
Gesamtpensionseinkommen (Abs. 2) ist zu erhöhen 

    1. wenn es nicht mehr als 1 000 € monatlich beträgt, um 3,0%; 
    2. wenn es über 1 000 € bis zu 1 300 € monatlich beträgt, um jenen 

Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 3,0% auf 1,8% 
linear absinkt; 

    3. wenn es über 1 300 € monatlich beträgt, um 1,8%. 
 (2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 

Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2021 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 86 Abs. 3 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, der Bonus nach § 299a, befristete 
Pensionen, deren Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2021 endet, 
Pensionen, die nach § 108h Abs. 1a vorletzter Satz für das Kalenderjahr 2022 
nicht anzupassen sind, sowie Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 
31. Dezember 2021 durch die Anwendung des § 264 Abs. 2 oder 6a kein 
Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des Gesamtpensionseinkommens gelten auch 
alle Leistungen, die vom Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I 
Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 
2021 darauf Anspruch hat. Zum Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

    1. eine Hinterbliebenenpension in der Höhe, in der sie im Dezember 2021 
bei Zutreffen der Voraussetzungen unter Berücksichtigung einer 
Erhöhung nach § 264 Abs. 6 oder einer Verminderung nach § 264 
Abs. 6a gebührt hat; 
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    2. eine Invaliditäts(Berufsunfähigkeits)pension in der Höhe, in der sie im 

Dezember 2021 bei Zutreffen der Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung einer sich nach § 254 Abs. 6 und 7 ergebenden 
Teilpension gebührt hat. 

Zum Gesamtpensionseinkommen zählen auch die Ruhe- und Versorgungsbezüge 
nach dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958, und nach dem 
Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGBl. I Nr. 86/2001, die im Dezember 2021 
gebühren und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2022 unterliegen. 

 (3) Bezieht eine Person zwei oder mehrere Pensionen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, die zum Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen, 
so ist der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 auf die einzelne Pension im Verhältnis 
der Pensionen zueinander aufzuteilen. Auf den so ermittelten Anteil des 
Erhöhungsbetrages ist § 108h Abs. 1a erster Satz entsprechend anzuwenden. 

 (4) Bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2021 durch 
die Anwendung des § 264 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, ist 
abweichend von den Abs. 1 und 2 die mit dem Hundertsatz von 60 bemessene 
Pension mit dem Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2022 zu vervielfachen. 

 (5) Abweichend von § 293 Abs. 2 sind die Ausgleichszulagenrichtsätze 
einschließlich der Richtsatzerhöhung für Kinder für das Kalenderjahr 2022 nicht 
mit dem Anpassungsfaktor, sondern mit dem Faktor 1,030 zu vervielfachen. 

 (6) Abweichend von § 299a Abs. 9 sind für das Kalenderjahr 2022 die 
Beträge nach § 299a Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 nicht mit dem Anpassungsfaktor, 
sondern mit dem Faktor 1,02546 zu vervielfachen. 

 (7) Rechtsträger, die Leistungen nach Abs. 2 dritter Satz auszahlen, haben 
die Höhe dieser Leistungen dem zuständigen Pensionsversicherungsträger bis 
zum 31. Dezember 2021 im Wege der zu diesem Zweck beim Dachverband 
eingerichteten Meldeschiene mitzuteilen. Auf dieselbe Weise hat der 
Pensionsversicherungsträger sodann diesen Rechtsträgern das 
Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 mitzuteilen. 

 (8) (Verfassungsbestimmung) Die Anpassung für das Kalenderjahr 2022 
von Leistungen, die vom Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I 
Nr. 46/2014, erfasst sind, darf die Erhöhung nach Abs. 1 unter Heranziehung des 
Gesamtpensionseinkommens (Abs. 2) nicht überschreiten. Umfasst sind jedenfalls 
jene auf landesgesetzlichen Regelungen basierenden Leistungen, für die nach 
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§ 10 Abs. 6 BezBegrBVG, BGBl. I Nr. 64/1997, eine Befugnis zur Festlegung 
eines Sicherungsbeitrages besteht. 

Artikel 2 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

 Pensionsanpassung 2022 
 § 392. (1) Abweichend von § 50 Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 1a bis 2a ist 

die Pensionserhöhung für das bzw. im Kalenderjahr 2022 nicht mit dem 
Anpassungsfaktor, sondern wie folgt vorzunehmen: Das 
Gesamtpensionseinkommen (Abs. 2) ist zu erhöhen 

    1. wenn es nicht mehr als 1 000 € monatlich beträgt, um 3,0%; 
    2. wenn es über 1 000 € bis zu 1 300 € monatlich beträgt, um jenen 

Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 3,0% auf 1,5% 
linear absinkt; 

    3. wenn es über 1 300 € monatlich beträgt, um 1,8%. 
 (2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 

Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2021 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 55 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, der Bonus nach § 156a, befristete 
Pensionen, deren Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2021 endet, 
Pensionen, die nach § 50 Abs. 1a vorletzter Satz für das Kalenderjahr 2022 nicht 
anzupassen sind, sowie Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 
2021 durch die Anwendung des § 145 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag 
ergibt. Als Teil des Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die 
vom Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn 
die pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2021 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

    1. eine Hinterbliebenenpension in der Höhe, in der sie im Dezember 2021 
bei Zutreffen der Voraussetzungen unter Berücksichtigung einer 
Erhöhung nach § 145 Abs. 6 oder einer Verminderung nach § 145 
Abs. 6a gebührt hat; 
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    2. eine Invaliditäts(Berufsunfähigkeits)pension in der Höhe, in der sie im 

Dezember 2021 bei Zutreffen der Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung einer sich nach § 132 Abs. 5 und 6 ergebenden 
Teilpension gebührt hat. 

Zum Gesamtpensionseinkommen zählen auch die Ruhe- und Versorgungsbezüge 
nach dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958, und nach dem 
Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGBl. I Nr. 86/2001, die im Dezember 2021 
gebühren und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2022 unterliegen. 

 (3) Bezieht eine Person zwei oder mehrere Pensionen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, die zum Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen, 
so ist der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 auf die einzelne Pension im Verhältnis 
der Pensionen zueinander aufzuteilen. Auf den so ermittelten Anteil des 
Erhöhungsbetrages ist § 50 Abs. 1a erster Satz entsprechend anzuwenden. 

 (4) Bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2021 durch 
die Anwendung des § 145 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, ist 
abweichend von den Abs. 1 und 2 die mit dem Hundertsatz von 60 bemessene 
Pension mit dem Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2022 zu vervielfachen. 

 (5) Abweichend von § 150 Abs. 2 sind die Ausgleichszulagenrichtsätze 
einschließlich der Richtsatzerhöhung für Kinder für das Kalenderjahr 2022 nicht 
mit dem Anpassungsfaktor, sondern mit dem Faktor 1,030 zu vervielfachen. 

 (6) Abweichend von § 156a Abs. 9 sind für das Kalenderjahr 2022 die 
Beträge nach § 156a Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 nicht mit dem Anpassungsfaktor, 
sondern mit dem Faktor 1,02546 zu vervielfachen. 

 (7) Rechtsträger, die Leistungen nach Abs. 2 dritter Satz auszahlen, haben 
die Höhe dieser Leistungen dem Versicherungsträger bis zum 31. Dezember 2021 
im Wege der zu diesem Zweck beim Dachverband eingerichteten Meldeschiene 
mitzuteilen, wenn der Versicherungsträger für die gesetzliche Pension 
leistungszuständig ist. Auf dieselbe Weise hat der Versicherungsträger sodann 
diesen Rechtsträgern das Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 mitzuteilen. 
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Artikel 3 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

 Pensionsanpassung 2022 
 § 386. (1) Abweichend von § 46 Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 1a bis 2a ist 

die Pensionserhöhung für das bzw. im Kalenderjahr 2022 nicht mit dem 
Anpassungsfaktor, sondern wie folgt vorzunehmen: Das 
Gesamtpensionseinkommen (Abs. 2) ist zu erhöhen 

    1. wenn es nicht mehr als 1 000 € monatlich beträgt, um 3,0%; 
    2. wenn es über 1 000 € bis zu 1 300 € monatlich beträgt, um jenen 

Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 3,0% auf 1,8% 
linear absinkt; 

    3. wenn es über 1 300 € monatlich beträgt, um 1,8%. 
 (2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 

Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2021 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 51 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, der Bonus nach § 147a, befristete 
Pensionen, deren Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2021 endet, 
Pensionen, die nach § 46 Abs. 1a vorletzter Satz für das Kalenderjahr 2022 nicht 
anzupassen sind, sowie Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 
2021 durch die Anwendung des § 136 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag 
ergibt. Als Teil des Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die 
vom Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn 
die pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2021 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

    1. eine Hinterbliebenenpension in der Höhe, in der sie im Dezember 2021 
bei Zutreffen der Voraussetzungen unter Berücksichtigung einer 
Erhöhung nach § 136 Abs. 6 oder einer Verminderung nach § 136 
Abs. 6a gebührt hat; 

    2. eine Invaliditäts(Berufsunfähigkeits)pension in der Höhe, in der sie im 
Dezember 2021 bei Zutreffen der Voraussetzungen unter 
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Berücksichtigung einer sich nach § 123 Abs. 5 und 6 ergebenden 
Teilpension gebührt hat. 

Zum Gesamtpensionseinkommen zählen auch die Ruhe- und Versorgungsbezüge 
nach dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958, und nach dem 
Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGBl. I Nr. 86/2001, die im Dezember 2021 
gebühren und der Pensionsanpassung zum 1. Jänner 2022 unterliegen. 

 (3) Bezieht eine Person zwei oder mehrere Pensionen aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung, die zum Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 zählen, 
so ist der Erhöhungsbetrag nach Abs. 1 auf die einzelne Pension im Verhältnis 
der Pensionen zueinander aufzuteilen. Auf den so ermittelten Anteil des 
Erhöhungsbetrages ist § 46 Abs. 1a erster Satz entsprechend anzuwenden. 

 (4) Bei Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2021 durch 
die Anwendung des § 136 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt, ist 
abweichend von den Abs. 1 und 2 die mit dem Hundertsatz von 60 bemessene 
Pension mit dem Anpassungsfaktor für das Kalenderjahr 2022 zu vervielfachen. 

 (5) Abweichend von § 141 Abs. 2 sind die Ausgleichszulagenrichtsätze 
einschließlich der Richtsatzerhöhung für Kinder für das Kalenderjahr 2022 nicht 
mit dem Anpassungsfaktor, sondern mit dem Faktor 1,030 zu vervielfachen. 

 (6) Abweichend von § 147a Abs. 9 sind für das Kalenderjahr 2022 die 
Beträge nach § 147a Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 nicht mit dem Anpassungsfaktor, 
sondern mit dem Faktor 1,02546 zu vervielfachen. 

 (7) Rechtsträger, die Leistungen nach Abs. 2 dritter Satz auszahlen, haben 
die Höhe dieser Leistungen dem Versicherungsträger bis zum 31. Dezember 2021 
im Wege der zu diesem Zweck beim Dachverband eingerichteten Meldeschiene 
mitzuteilen, wenn der Versicherungsträger für die gesetzliche Pension 
leistungszuständig ist. Auf dieselbe Weise hat der Versicherungsträger sodann 
diesen Rechtsträgern das Gesamtpensionseinkommen nach Abs. 2 mitzuteilen. 

Artikel 4 
Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 

 § 113q. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2022 mit dem 
Faktor 1,030 vorzunehmen. 
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Artikel 5 
Änderung des Opferfürsorgegesetzes 

 § 17p. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2022 mit dem 
Faktor 1,030 vorzunehmen. 

Artikel 6 
Änderung des Impfschadengesetzes 

 § 8n. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2022 mit dem 
Faktor 1,030 vorzunehmen. 

Artikel 7 
Änderung des Verbrechensopfergesetzes 

 § 15p. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Anpassung von Versorgungsleistungen und Beträgen für das Jahr 2022 mit dem 
Faktor 1,030 vorzunehmen. 

Artikel 8 
Änderung des Heimopferrentengesetzes 

 Anpassung 2022 
 § 19f. Abweichend von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 

Anpassung der Rentenleistung für das Jahr 2022 mit dem Faktor 1,030 
vorzunehmen. 
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Artikel 9 
Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

Auswirkungen künftiger Änderungen dieses Bundesgesetzes und Anpassung 
der wiederkehrenden Leistungen 

Auswirkungen künftiger Änderungen dieses Bundesgesetzes und Anpassung 
der wiederkehrenden Leistungen 

Ab 1. Jänner 2022:  
§ 41. (1) unverändert. § 41. (1) unverändert. 
(2) Die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Ruhe- und 

Versorgungsbezüge mit Ausnahme der Ergänzungszulage gemäß § 26 sind zum 
selben Zeitpunkt und im selben Ausmaß wie die Pensionen in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung anzupassen, wenn auf sie bereits 

 1. und 2. … 

(2) Die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Ruhe- und 
Versorgungsbezüge mit Ausnahme der Ergänzungszulage gemäß § 26 sind zum 
selben Zeitpunkt und im selben Ausmaß wie die Pensionen in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung anzupassen, wenn auf sie bereits 

 1. und 2. … 
Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend vom ersten Satz 
erst mit Wirksamkeit ab 1. Jänner des dem Beginn des Anspruches auf den 
Ruhebezug zweitfolgenden Kalenderjahres vorzunehmen. 

 

Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend vom ersten Satz 
folgendermaßen vorzunehmen: 
Ruhebezüge, die ab dem in der linken Spalte genannten Monatsersten des 
vorangegangenen Kalenderjahres gebühren, sind ab 1. Jänner mit dem in der 
rechten Spalte genannten Prozentsatz des Anpassungsfaktors zu vervielfachen 
 

1. Jänner 100% 
1. Februar 90% 
1. März 80% 
1. April 70% 
1. Mai 60% 
1. Juni 50% 
1. Juli 40% 
1. August 30% 
1. September 20% 
1. Oktober 10% 

 
Bei Ruhebezügen, die ab 1. November oder ab 1. Dezember des 

vorangegangenen Kalenderjahres gebühren, erfolgt die erstmalige Anpassung ab 
1. Jänner des dem Beginn des Anspruchs auf den Ruhebezug zweitfolgenden 
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Kalenderjahres. Diese Prozentsätze gelten auch bei der erstmaligen Anpassung 
für von diesen - noch nicht erstmalig angepassten - Ruhebezügen abgeleitete 
Versorgungsbezüge. Bei der erstmaligen Anpassung von Versorgungsbezügen 
nach im Dienststand verstorbenen Beamtinnen und Beamten gilt der Prozentsatz, 
der im Falle der Ruhestandsversetzung der Beamtin oder des Beamten am 
Monatsersten nach ihrem oder seinem Todestag gegolten hätte. 

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG für das Kalenderjahr 2010 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 
geborenen Beamten, die sich am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden 
haben, sowie bei jenen, auf die § 99 Abs. 6 anwendbar ist, bei den ersten drei 
Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der von diesen abgeleiteten 
Versorgungsbezüge anzuwenden, sofern für das jeweilige Kalenderjahr keine von 
§ 108h Abs. 1 ASVG abweichende Regelung gilt. 

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG für das Kalenderjahr 2010 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 
geborenen Beamten, die sich am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden 
haben, sowie bei jenen, auf die § 99 Abs. 6 in der bis 17. Juni 2015 geltenden 
Fassung anwendbar ist, bei den ersten drei Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder 
der von diesen abgeleiteten Versorgungsbezüge anzuwenden, sofern für das 
jeweilige Kalenderjahr keine von § 108h Abs. 1 ASVG abweichende Regelung 
gilt. 

(4) bis (7) unverändert. (4) bis (7) unverändert. 
Ab 1. Jänner 2022:  
§ 99. (1) und (2) unverändert. § 99. (1) und (2) unverändert. 
(3) Neben dem Ruhe- oder Emeritierungsbezug ist für die Beamtin oder den 

Beamten eine Pension unter Anwendung des APG und der §§ 6 Abs. 3 und 15 
Abs. 2 APG in der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung zu bemessen. § 15 
und § 16 Abs. 5 APG sind dabei nicht anzuwenden. Die Pension nach dem APG 
gebührt in dem Ausmaß, das der Differenz des Prozentsatzes nach Abs. 2 auf 
100% entspricht. 

(3) Neben dem Ruhe- oder Emeritierungsbezug ist für die Beamtin oder den 
Beamten eine Pension unter Anwendung des APG und der §§ 6 Abs. 3 und 15 
Abs. 2 APG in der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung zu bemessen. § 15 
und § 16 Abs. 5 APG sowie § 262a ASVG sind dabei nicht anzuwenden. Die 
Pension nach dem APG gebührt in dem Ausmaß, das der Differenz des 
Prozentsatzes nach Abs. 2 auf 100% entspricht. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
(5) Die Gesamtpension des Beamten setzt sich aus dem anteiligen Ruhe- 

oder Emeritierungsbezug nach Abs. 2 und aus der anteiligen Pension nach Abs. 3 
zusammen. 

(5) Die Gesamtpension der Beamtin oder des Beamten setzt sich aus dem 
anteiligen Ruhe- oder Emeritierungsbezug nach Abs. 2, der anteiligen Pension 
nach Abs. 3 und dem Frühstarterbonus nach Abs. 6 zusammen. 

 (6) Ein Frühstarterbonus in der Höhe von einem Euro gebührt der Beamtin 
oder dem Beamten für jeden im Pensionskonto enthaltenen Beitragsmonat auf 
Grund einer Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung 
des 20. Lebensjahres erworben wurde. Der Frühstarterbonus gebührt nur dann, 
wenn mindestens 300 Beitragsmonate auf Grund einer Erwerbstätigkeit im 
Pensionskonto vorliegen, von denen mindestens zwölf vor dem Monatsersten nach 
der Vollendung des 20. Lebensjahres erworben wurden, und ist mit dem 
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Höchstausmaß von 60 Euro begrenzt. An die Stelle der in den ersten beiden 
Sätzen genannten Beträge treten bei Bemessungen ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 
ASVG mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1 ASVG) vervielfachten 
Beträge. 

§ 109. (1) bis (89) unverändert. § 109. (1) bis (89) unverändert. 
 (90) § 41 Abs. 2 und 3 sowie § 99 Abs. 3, 5 und 6 treten mit 1. Jänner 2022 

in Kraft. 

Artikel 10 
Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes 

Anpassung der Ruhe(Versorgungs)genüsse Anpassung der Ruhe(Versorgungs)genüsse 
Ab 1. Jänner 2022:  
§ 11. (1) Die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Ruhe- und 

Versorgungsbezüge sind zum selben Zeitpunkt und im selben Ausmaß wie die 
Pensionen in der gesetzlichen Pensionsversicherung anzupassen, wenn auf sie 
bereits 

 1. und 2. … 

§ 11. (1) Die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Ruhe- und 
Versorgungsbezüge sind zum selben Zeitpunkt und im selben Ausmaß wie die 
Pensionen in der gesetzlichen Pensionsversicherung anzupassen, wenn auf sie 
bereits 

 1. und 2. … 
Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend vom ersten Satz 
erst mit Wirksamkeit ab 1. Jänner des dem Beginn des Anspruches auf den 
Ruhebezug zweitfolgenden Kalenderjahres vorzunehmen. 

Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend vom ersten Satz 
folgendermaßen vorzunehmen: 
Ruhebezüge, die ab dem in der linken Spalte genannten Monatsersten des 
vorangegangenen Kalenderjahres gebühren, sind ab 1. Jänner mit dem in der 
rechten Spalte genannten Prozentsatz des Anpassungsfaktors zu vervielfachen 
 

1. Jänner 100% 
1. Februar 90% 
1. März 80% 
1. April 70% 
1. Mai 60% 
1. Juni 50% 
1. Juli 40% 
1. August 30% 
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1. September 20% 
1. Oktober 10% 

 
Bei Ruhebezügen, die ab 1. November oder ab 1. Dezember des 

vorangegangenen Kalenderjahres gebühren, erfolgt die erstmalige Anpassung ab 
1. Jänner des dem Beginn des Anspruchs auf den Ruhebezug zweitfolgenden 
Kalenderjahres. Diese Prozentsätze gelten auch bei der erstmaligen Anpassung 
für von diesen - noch nicht erstmalig angepassten - Ruhebezügen abgeleitete 
Versorgungsbezüge. Bei der erstmaligen Anpassung von Versorgungsbezügen 
nach im Dienststand verstorbenen Beamtinnen und Beamten gilt der Prozentsatz, 
der im Falle der Ruhestandsversetzung der Beamtin oder des Beamten am 
Monatsersten nach ihrem oder seinem Todestag gegolten hätte. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 
Ab 1. Jänner 2022:  
§ 19. (1) und (2) unverändert. § 19. (1) und (2) unverändert. 
(3) Neben dem Ruhebezug ist für den Bundestheaterbediensteten eine 

Pension unter Anwendung des APG und der §§ 6 Abs. 3 und 15 Abs. 2 APG in 
der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung zu bemessen. § 15 und § 16 Abs. 5 
APG sind dabei nicht anzuwenden. Die Pension nach dem APG gebührt in dem 
Ausmaß, das der Differenz des Prozentsatzes nach Abs. 2 auf 100% entspricht. 

(3) Neben dem Ruhebezug ist für den Bundestheaterbediensteten eine 
Pension unter Anwendung des APG und der §§ 6 Abs. 3 und 15 Abs. 2 APG in 
der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung zu bemessen. § 15 und § 16 Abs. 5 
APG sowie § 262a ASVG sind dabei nicht anzuwenden. Die Pension nach dem 
APG gebührt in dem Ausmaß, das der Differenz des Prozentsatzes nach Abs. 2 
auf 100% entspricht. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
(5) Die Gesamtpension des unter diesen Abschnitt fallenden 

Bundestheaterbediensteten setzt sich aus dem anteiligen Ruhebezug nach Abs. 2 
und aus der anteiligen Pension nach Abs. 3 zusammen. 

(5) Die Gesamtpension der oder des unter diesen Abschnitt fallenden 
Bundestheaterbediensteten setzt sich aus dem anteiligen Ruhebezug nach Abs. 2, 
der anteiligen Pension nach Abs. 3 und dem Frühstarterbonus nach Abs. 6 
zusammen. 

 (6) Ein Frühstarterbonus in der Höhe von einem Euro gebührt der oder dem 
Bundestheaterbediensteten für jeden im Pensionskonto enthaltenen 
Beitragsmonat auf Grund einer Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach 
der Vollendung des 20. Lebensjahres erworben wurde. Der Frühstarterbonus 
gebührt nur dann, wenn mindestens 300 Beitragsmonate auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit im Pensionskonto vorliegen, von denen mindestens zwölf vor 
dem Monatsersten nach der Vollendung des 20. Lebensjahres erworben wurden, 
und ist mit dem Höchstausmaß von 60 Euro begrenzt. An die Stelle der in den 



  12 von 14 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ersten beiden Sätzen genannten Beträge treten bei Bemessungen ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf 
§ 108 Abs. 6 ASVG mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1 ASVG) 
vervielfachten Beträge. 

§ 22. (1) bis (49) unverändert. § 22. (1) bis (49) unverändert. 
 (50) § 11 Abs. 1 sowie § 19 Abs. 3, 5 und 6 treten mit 1. Jänner 2022 in 

Kraft. 

Artikel 11 
Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes 

Auswirkung künftiger Änderungen pensionsrechtlicher Bestimmungen, des 
Gehaltes und der ruhegenussfähigen Zulagen 

Auswirkung künftiger Änderungen pensionsrechtlicher Bestimmungen, des 
Gehaltes und der ruhegenussfähigen Zulagen 

§ 37. (1) unverändert. § 37. (1) unverändert. 
(2) Die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Ruhe- und 

Versorgungsbezüge mit Ausnahme der Zulagen gemäß §§ 23 und 24 sind zum 
selben Zeitpunkt und im selben Ausmaß wie die Pensionen in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung anzupassen, wenn auf sie bereits 
 1. und 2. … 

(2) Die nach diesem Bundesgesetz gebührenden Ruhe- und 
Versorgungsbezüge mit Ausnahme der Zulagen gemäß §§ 23 und 24 sind zum 
selben Zeitpunkt und im selben Ausmaß wie die Pensionen in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung anzupassen, wenn auf sie bereits 
 1. und 2. … 

Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend vom ersten Satz 
erst mit Wirksamkeit ab 1. Jänner des dem Beginn des Anspruches auf den 
Ruhebezug zweitfolgenden Kalenderjahres vorzunehmen. 

Die erstmalige Anpassung eines Ruhebezuges ist abweichend vom ersten Satz 
folgendermaßen vorzunehmen: 
Ruhebezüge, die ab dem in der linken Spalte genannten Monatsersten des 
vorangegangenen Kalenderjahres gebühren, sind ab 1. Jänner mit dem in der 
rechten Spalte genannten Prozentsatz des Anpassungsfaktors zu vervielfachen 
 

1. Jänner 100% 
1. Februar 90% 
1. März 80% 
1. April 70% 
1. Mai 60% 
1. Juni 50% 
1. Juli 40% 
1. August 30% 
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1. September 20% 
1. Oktober 10% 

 
Bei Ruhebezügen, die ab 1. November oder ab 1. Dezember des 

vorangegangenen Kalenderjahres gebühren, erfolgt die erstmalige Anpassung ab 
1. Jänner des dem Beginn des Anspruchs auf den Ruhebezug zweitfolgenden 
Kalenderjahres. Diese Prozentsätze gelten auch bei der erstmaligen Anpassung 
für von diesen - noch nicht erstmalig angepassten - Ruhebezügen abgeleitete 
Versorgungsbezüge. Bei der erstmaligen Anpassung von Versorgungsbezügen 
nach im Dienststand verstorbenen Beamtinnen und Beamten gilt der Prozentsatz, 
der im Falle der Ruhestandsversetzung der Beamtin oder des Beamten am 
Monatsersten nach ihrem oder seinem Todestag gegolten hätte. 

(3) bis (7) unverändert. (3) bis (7) unverändert. 
§ 62. (1) bis (41) unverändert. § 62. (1) bis (41) unverändert. 
 (42) § 37 Abs. 2 sowie § 66 Abs. 3, 5 und 6 treten mit 1. Jänner 2022 in 

Kraft. 
§ 66. (1) und (2) unverändert. § 66. (1) und (2) unverändert. 
(3) Neben dem Ruhebezug ist für die Beamtin oder den Beamten eine 

Pension unter Anwendung des APG und der §§ 6 Abs. 3 und 15 Abs. 2 APG in 
der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung zu bemessen. § 15 und § 16 Abs. 5 
APG sind dabei nicht anzuwenden. Die Pension nach dem APG gebührt in dem 
Ausmaß, das der Differenz des Prozentsatzes nach Abs. 2 auf 100% entspricht. 

(3) Neben dem Ruhebezug ist für die Beamtin oder den Beamten eine 
Pension unter Anwendung des APG und der §§ 6 Abs. 3 und 15 Abs. 2 APG in 
der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung zu bemessen. § 15 und § 16 Abs. 5 
APG sowie § 262a ASVG sind dabei nicht anzuwenden. Die Pension nach dem 
APG gebührt in dem Ausmaß, das der Differenz des Prozentsatzes nach Abs. 2 
auf 100% entspricht. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
(5) Die Gesamtpension des Beamten setzt sich aus dem anteiligen 

Ruhebezug nach Abs. 2 und aus der anteiligen Pension nach Abs. 3 zusammen. 
(5) Die Gesamtpension der Beamtin oder des Beamten setzt sich aus dem 

anteiligen Ruhebezug nach Abs. 2, der anteiligen Pension nach Abs. 3 und dem 
Frühstarterbonus nach Abs. 6 zusammen. 

 (6) Ein Frühstarterbonus in der Höhe von einem Euro gebührt der Beamtin 
oder dem Beamten für jeden im Pensionskonto enthaltenen Beitragsmonat auf 
Grund einer Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung 
des 20. Lebensjahres erworben wurde. Der Frühstarterbonus gebührt nur dann, 
wenn mindestens 300 Beitragsmonate auf Grund einer Erwerbstätigkeit im 
Pensionskonto vorliegen, von denen mindestens zwölf vor dem Monatsersten nach 
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der Vollendung des 20. Lebensjahres erworben wurden, und ist mit dem 
Höchstausmaß von 60 Euro begrenzt. An die Stelle der in den ersten beiden 
Sätzen genannten Beträge treten bei Bemessungen ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 
ASVG mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1 ASVG) vervielfachten 
Beträge. 
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